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S(W + F)/SG

Korrektur
S(W + F) : Gesamtfläche des Außenbauteils eines Aufenthaltsraumes in m²
S(G) : Grundfläche eines Aufenthaltsraumes in m²
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Textliche Festsetzungen

Gliederung der baulichen Nutzung

1.
Gemäß § 1 (4) i.V.m. § 8 (2) BauNVO sind in dem GE-Gebiet nur Betriebe und Anlagen zulässig, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören.

2.
Gemäß § 1 (5) BauNVO i.V.m. § 1 (9) BauNVO sind in den GE-Gebieten nur Einzelhandelsbetriebe mit einem 
Warenangebot der folgenden Sortimente zulässig:
• Handel mit Kraftwagen (Warengruppe 50.1)
• Instandhaltung und Reparatur von Kraftwagen (Warengruppe 50.2)
• Handel mit Kraftwagenteilen u.  -zubehör (Warengruppe 50.3)
• Handel mit Krafträdern, Kraftradteilen u. -zubehör, Instandhaltung und Reparatur von Krafträdern 
(Warengruppe 50.4)
Die angegebenen Ziffern beziehen sich auf die Systematik der Wirtschaftszweige, herausgegeben vom Statistischen 
Bundesamt Wiesbaden, Ausgabe 2003. Die unter diesen Ziffern angegebenen Einzelsortimente sind ausschließlich 
zulässig.

Ausnahmsweise zulässig sind zudem Verkaufsstellen, die im unmittelbaren baulichen und betrieblichen Zusammenhang 
mit Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben stehen und bei denen die Geschossfläche der 
Einzelhandelsnutzung der Gesamtgeschossfläche des Bauvorhabens untergeordnet (< 50%) ist.

3.
Die gemäß § 8 (3) Ziffer 3 ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
(§ 1 (6) Ziffer 1 BauNVO).

4.
Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 i.V.m. § 22 BauNVO
In der abweichenden Bauweise (a) können Gebäude sowohl mit als auch ohne seitlichen Grenzabstand errichtet 
werden. 

5.
Lärmschutzvorkehrungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB
Zur Bestimmung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist gem. DIN 4109 (Bezugsquelle: 
Beuth-Verlag, Berlin) der „maßgebliche Außenlärmpegel" zugrunde zu legen. Auf der Basis des maßgeblichen 
Außenlärmpegels werden Lärmpegelbereiche und somit die erforderliche Luftschalldämmung festgelegt.
Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen von Wohnungen (mit Ausnahme von Küchen, Bädern und 
Hausarbeitsräumen) sind u.a. die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die Luftschalldämmung 
einzuhalten:

Es wird dringend empfohlen, die Schlafräume, die im Lärmpegelbereich IV liegen und der Lärmquelle Bahnstrecke 
Hamm Pdf-Emden zugewandt sind, mit zusätzlichen Lüftungssystemen auszustatten, die ein Schalldämmmaß von 
mind. 40 dB(A) erreichen.

Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und -größe im 
Baugenehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109 vom November 1989 nachzuweisen. Dabei sind auch 
nachfolgende Korrekturwerte für das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß nach Tabelle 8 der DIN 4109 zu 
beachten.

Korrekturwerte in Abhängigkeit vom Verhältnis S(W+F) /SG

Hinweis:
Von den Festsetzungen zum Schutz vor Lärm unberührt bleibt die Möglichkeit, im Rahmen bauordnungsrechtlicher 
Genehmigungsverfahren durch einen Sachverständigen nachzuweisen, dass unter Berücksichtigung der konkreten 
Bauvorhaben geringere Maßnahmen zur Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse genügen.

Hinweise:

Grubenanschlussbahn:
Bei Arbeiten im Bahnbereich sind wegen der besonderen Gefahren spezielle Sicherheitsvorschriften zu beachten. Der 
Bauherr hat sich hierüber rechtzeitig vor Aufnahme der Arbeiten bei der RBH Logistics GmbH, Herrn Neuhäuser, Tel.: 
02365/40-2150, zu informieren. Außerdem hat der Bauherr dafür Sorge zu tragen, dass entsprechende Anweisungen 
an seine Bediensteten oder von ihm beauftragte Dritte gegeben und diese zur Einhaltung der Sicherheitsvorschriften 
verpflichtet werden.
Bei Anpflanzungen bzw. vorhandener Vegetation entlang der Grubenanschlussbahn ist darauf zu achten, dass keine 
Sträucher oder Gehölze in die Bahnflächen hineinwachsen bzw. -ragen. 
Das auf dem Bebauungsplangebiet anfallende Oberflächenwasser darf nicht in das benachbarte Bahngelände fließen. 

Deutsche Bahn:
Anpflanzungen im Grenzbereich der Bahn AG, sind mit der DB Netz AG abzustimmen.

Bodendenkmale:
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte 
Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und 
Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. 
Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Unterer Denkmalbehörde und/oder der 
LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761193750; Fax: 0276112466) unverzüglich anzuzeigen und 
die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§15 u. 16 
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für 
wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§16 Abs. 4 DSchG NW).

Bergbau:
Das Plangebiet liegt über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Radbod", über dem auf Erdwärme 
verliehenen Erlaubnisfeld „Immensus Calor" sowie über dem auf Kohlenwasserstoffe erteilten Bewilligungsfeld 
„Radbod-Gas".

Entwässerung:
Aufgrund der geringen Flurabstände des Grundwassers müssen Keller in abgedichteter Form als weiße oder schwarze 
Wannen ausgebildet werden. Es darf nicht erforderlich werden, dass zur Trockenhaltung von Kellergeschossen 
Drainagen an die Abwasserkanäle angeschlossen werden oder eine sonstige Verbindung erhalten. Nach der 
städtischen Abwassersatzung darf Grundwasser grundsätzlich nicht in die städtische Abwasseranlage gelangen. Auf 
Antrag können Dränageanschlüsse an den Regenwasserkanal zugelassen werden.

Es ist damit zu rechnen, dass Altkanäle in verdämmter Form im Erdreich vorhanden sein können. 

Leitungstrassen:
Bei geplanten Baumaßnahmen im Näherungs- bzw. im Leitungsbereich der dargestellten (außer Betrieb befindlichen) 
Ferngasleitung sind der PLEdoc GmbH frühzeitig vom Bauherrn die entsprechenden Baupläne vorzulegen.

Boden:
Sollten im Verlauf der Bodenarbeiten Auffälligkeiten in Boden, Bodenluft bzw. Grundwasser erkennbar 
werden, ist das Umweltamt (Untere Bodenschutzbehörde, Tel. 02381-17-7101 bzw. 17-7148 -7146 
-7145, Fax. 17-2931) unverzüglich zu benachrichtigen.

Artenschutz
Im Plangebiet sind die Belange des Artenschutzes nach BNatSchG beachtlich.

DIN-Normen
Die auf dieser Planurkunde genannten DIN-Normen und VDI-Richtlinien können im Bautechnischen Bürgeramt des 
Technischen Rathauses, Gutstav-Heinemann-Straße 10, 59065 Hamm eingesehen werden.


